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Aufwertung des Anlagevermögens italienischer Un-
ternehmen gegen Bezahlung einer Ersatzsteuer von
3 %
Bedeutende Steuerersparnis mit oder ohne Aufschub

Aufwertung des Anlagevermögens in Italien
Dr. Robert Frei *

Zur Unterstützung der Unternehmen in der schweren, durch die Pandemie verursachten, Wirt-
schaftskrise wurde in Italien ein altes „Aufwertungsgesetz“ mit besonderen Begünstigungen neu
aufgelegt. Damit wird den Unternehmen die Möglichkeit geboten, eine handelsrechtliche und
steuerliche Aufwertung des materiellen und immateriellen Anlagevermögens gegen Bezahlung
einer Ersatzsteuer von 3 % vorzunehmen. Dabei können sich sehr bedeutende Steuervorteile erge-
ben, wenn das Unternehmen in den nächsten Jahren einen Gewinn erwirtschaftet, der es ermög-
licht, die durch die Aufwertung generierten zusätzlichen steuerlich wirksamen Abschreibungen zu
absorbieren. Durch die Aufwertung können die im Anlagevermögen enthaltenen stillen Reserven
aufgedeckt werden, wodurch das Eigenkapital erhöht wird und die Eigenkapitalquote in der Bi-
lanz des Unternehmens verbessert werden kann. Dies wirkt sich i. d. R. auch positiv auf die Beur-
teilung der Kreditwürdigkeit des Unternehmens aus, was besonders in Krisenzeiten von Vorteil
sein kann. Die im Zuge der Aufwertung in der Bilanz ausgewiesene Aufwertungsrücklage kann bei
Bedarf auch zur Deckung von Verlusten herangezogen werden. Der Steuervorteil für Kapitalgesell-
schaften von 24,9 %, der sich aus der Differenz zwischen dem ordentlichen Steuersatz von 27,9 %
und der Ersatzsteuer von 3 % ergibt, wirkt sich auf die Liquidität des Unternehmens sehr schnell
positiv aus.

Kernaussagen
> Die Aufwertung des Anlagevermögens ist ein bewährtes Instrument zur Unterstützung

der Unternehmen bei der Krisenbewältigung.
> Durch die Aufdeckung der stillen Reserven des Anlagevermögens kann das Eigenkapital

gestärkt werden.
> Durch die Reduzierung der Steuerbelastung kann ein „Cashflow“ geschaffen werden.

I. Gesetzliche Bestimmungen
Aufwertungsgesetze gab es in Italien in den letzten Jahrzehnten immer wieder. Jedoch waren die-
se noch nie so interessant wie jene, die durch das Gesetzesdekret Nr. 104 v. 14.8.2020 1 und das
Gesetzesdekret Nr. 23 v. 8.4.2020 für Hotelbetriebe und Thermen eingeführt worden sind. Wäh-
rend in der Vergangenheit die Ersatzsteuer nie weniger als 12 % betrug, beträgt diese jetzt nur 3 %
und ist für Hotel- und Thermalbetriebe sogar kostenlos. 2

* Dr. Robert Frei ist Steuerberater in Mailand.
1 Umgewandelt mit Gesetz Nr. 388 v. 23.10.2020 und geändert mit dem Haushaltsgesetz Nr. 178 v. 30.12.2020, veröffentlicht in der Gaz-

zetta Ufficiale Nr. 322 v. 30.12.2020.
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Mit Art. 1 Abs. 110 des Gesetzesdekrets Nr. 104 wird den Unternehmen, unabhängig von ihrer
Rechtsform, sowie italienischen Betriebsstätten ausländischer Gesellschaften die Möglichkeit ge-
boten, eine steuerlich und handelsrechtlich wirksame Aufwertung des materiellen und immate-
riellen Anlagevermögens vorzunehmen, das bereits im Jahresabschluss zum 31.12.2019 ausgewie-
sen war und zum 31.12.2020 noch vorhanden ist, sowie von Beteiligungen an verbundenen Unter-
nehmen, die im Finanzanlagevermögen ausgewiesen sind. Bezweckt wird mit diesem Gesetz, den
Unternehmen die Möglichkeit zu bieten, durch die Aufwertung des Anlagevermögens das Eigen-
kapital zu stärken, um Verluste, die sich durch die von COVID-19 ausgelöste Wirtschaftskrise erge-
ben könnten, besser auffangen zu können. Außerdem lassen sich durch eine höhere Eigenkapital-
quote bessere Voraussetzungen für die Beurteilung der Kreditwürdigkeit schaffen. Zudem ermög-
licht es das Gesetz den Unternehmen, in den nächsten Jahren durch die steuerlich wirksamen hö-
heren Abschreibungen durch Steuerersparnis Liquidität zu generieren.

Die Aufwertung ist grds. im Jahresabschluss zum 31.12.2020 durchzuführen. Gesellschaften, die
ein mit dem Kalenderjahr nicht übereinstimmendes Wirtschaftsjahr haben, können die Aufwer-
tung im Jahresabschluss für das zum 31.12.2020 laufende Geschäftsjahr durchführen.

Das Aufwertungsgesetz ist im Wesentlichen eine Neuauflage des Aufwertungsgesetzes Nr. 342
aus dem Jahr 2000, auf das in vielerlei Hinsicht verwiesen wird, 3 jedoch mit einigen für den Steu-
erpflichtigen sehr günstigen Unterschieden.

II. Objektiver Anwendungsbereich

1. Aufwertung des Anlagevermögens
Gegenstand der Aufwertung kann jegliches materielle und immaterielle Anlagevermögen sein,
aber auch Beteiligungen an verbundenen Unternehmen des Finanzanlagevermögens, das bereits
im Jahresabschluss zum 31.12.2019 ausgewiesen war und zum 31.12.2020 noch besteht.

Aufgewertet werden können:

> Sachanlagen: Anlagen, Maschinen, Immobilien, Werkzeuge, geringwertige Wirtschaftsgüter;
> immaterielles Anlagevermögen: Patentrechte, Lizenzrechte, Markenzeichen, Know-how;
> Beteiligungen des Finanzanlagevermögens an verbundenen Unternehmen.

Nicht aufgewertet werden können Waren und Werte des Umlaufvermögens. Anders als in der Ver-
gangenheit müssen nicht alle materiellen Sachanlagen, die derselben Kategorie angehören, aufge-
wertet werden, sondern die Aufwertung kann nach Wahl getrennt für jedes einzelne materielle
Wirtschaftsgut getätigt werden. Auch die immateriellen Vermögenswerte können einzeln aufge-
wertet werden. Aufgewertet werden kann auch das Anlagevermögen, das bereits vollständig ab-
geschrieben ist.

2. Obergrenze der Aufwertung
Die Wertgrenze der Aufwertung ist unter Berücksichtigung des Bestands, der Produktionskapazi-
tät, der wirtschaftlichen Restnutzungsdauer im Unternehmen, des Verkehrswertes und des even-
tuellen Börsenwertes zu ermitteln. Die Obergrenze besteht aus dem „wirtschaftlichen Nutzungs-

2 Art. 6-bis des Gesetzesdekrets Nr. 23 v. 8.4.2020; auf die Besonderheiten für Hotels und Thermen wird hier nicht weiter eingegangen.
3 Zur Anwendung der Bestimmungen verweist der Gesetzgeber auf die Durchführungsbestimmungen der Ministerialdekrete Nr. 162

v. 14.4.2001, Nr. 86 v. 19.4.2002 und auf das Gesetz Nr. 311 v. 30.12.2004 (Art. 475, 477 und 478), in Bezug auf die Aufwertungen der
Jahre 2000, 2001 und 2004; vgl. dazu Mayr/Frei, IWB 3/2001 S. 117 NWB YAAAA-39661.
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wert“. Bei der Aufwertung kann daher der höhere Wert zwischen dem Realisierungswert und dem
betrieblichen Nutzungswert angesetzt werden. Dieser Höchstwert darf im Jahresabschluss zum
31.12.2020 auf keinen Fall überschritten werden.

3. Aufwertungsmethoden
Die Aufwertung kann nach verschiedenen Methoden durchgeführt werden. Die einfachste Metho-
de besteht in der Aufwertung der ursprünglichen Anschaffungskosten. Diese Methode führt i. d. R.
zu einer Verlängerung der Abschreibungsdauer. Noch weiter verlängert wird die Abschreibungs-
dauer, wenn als Methode die Kürzung der kumulierten Abschreibung gewählt wird. Soll die Rest-
nutzungsdauer nicht verändert werden, kann dies durch Anwendung der Methode, die sowohl die
Aufwertung der Anschaffungskosten als auch der kumulierten Abschreibung vorsieht, erzielt wer-
den.

4. Aufwertungsrücklage
Der Gegenposten zum Aufwertungsbetrag, der den Anlagen zugeschrieben wird, abzüglich der Er-
satzsteuer, muss entweder dem Gesellschaftskapital oder einer spezifischen Rücklage (Aufwer-
tungsrücklage) zugeführt werden. Diese durch die Aufwertung entstandene Rücklage ist steuer-
lich „behaftet“. Sie wird im Fall einer Ausschüttung besteuert, mit Anrechnung der Ersatzsteuer. 4

Wird die Rücklage zur Deckung von Verlusten herangezogen, fällt keine Steuer an. Es besteht je-
doch auch die Möglichkeit, die Aufwertungsrücklage mit einer weiteren Ersatzsteuer von 10 %
freizukaufen. Ob es für ein Unternehmen sinnvoll ist, die Aufwertungsrücklage „freizukaufen“, ist
individuell zu prüfen. Sofern ein Unternehmen im Jahresabschluss Gewinnrücklagen ausweist, die
nicht ausgeschüttet werden, weil diese zum Erhalt der gewünschten Eigenkapitalquote erforder-
lich sind, kann die Aufwertungsrücklage an die Stelle der Gewinnrücklage treten, die dann bei Be-
darf ausgeschüttet werden kann. In einem solchen Fall wird es wohl nicht vorteilhaft sein, die 10 %
Ersatzsteuer zu bezahlen, weil eine Ausschüttung der Aufwertungsrücklage kaum stattfinden
wird.

III. Wirkung der Aufwertung

1. Sofortige Wirkung für die Abschreibung
Die im Zuge der Aufwertung im Jahresabschluss zum 31.12.2020 angesetzten höheren Werte wer-
den steuerlich zum Zwecke der Abschreibung bereits ab dem ersten Jahr, d. h. ab dem Geschäfts-
jahr 2021 5 anerkannt. Anders als bei den letzten Auflagen des Aufwertungsgesetzes, bei dem die
Wirkung für Zwecke der Abschreibung um drei Jahre verschoben war, hat die sofortige Wirkung
auch eine unmittelbare Auswirkung auf die Liquidität, da das Unternehmen zum Zwecke der Steu-
ervorauszahlung für das Jahr 2021 ggf. bereits die Auswirkungen der höheren Abschreibungen auf
den Gewinn berücksichtigen und die Vorauszahlungen entsprechend reduzieren kann. 

4 Dabei sind die Bestimmungen des Art. 2445 Codice Civile zu berücksichtigen.
5 Bei einem mit dem Kalenderjahr übereinstimmenden Geschäftsjahr.
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2. Verschobene Wirkung der Aufwertung für Zwecke der Besteuerung
des Veräußerungsgewinns
Für Zwecke der Veräußerung des aufgewerteten Anlagevermögens tritt die Wirkung zeitlich verzö-
gert erst ab dem vierten Jahr, das dem der Aufwertung folgt, ein. Wird das Anlagegut während
dieser Schonfrist verkauft, ist der steuerpflichtige Veräußerungsgewinn so zu ermitteln, als ob es
die Aufwertung nicht gegeben hätte. Die bezahlte Ersatzsteuer wird angerechnet. Es macht daher
wenig Sinn Anlagegüter aufzuwerten, die in den nächsten drei Jahren verkauft werden sollen.

3. Zahlung der Ersatzsteuer
Besonders günstig sind auch die Zahlungsbedingungen zur Entrichtung der Ersatzsteuer. Grund-
sätzlich ist die Ersatzsteuer in drei Raten zu entrichten, und zwar innerhalb der Frist für die Zah-
lung des Saldos für das Geschäftsjahr, in dem die Aufwertung vorgenommen wird und in den zwei
folgenden Geschäftsjahren (also 30.6.2021, 2022 und 2023). Auf die Ratenzahlungen sind keine
Zinsen zu entrichten.

Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die Ersatzsteuer nur 3 % beträgt und die durch die Ab-
schreibung realisierbare Steuerersparnis 27,9 %, ergibt sich i. d. R. bereits im ersten Jahr ein positi-
ver Liquiditätseffekt.

4. Aufwertungsrücklage
Die als Gegenposten zur Aufwertung gebuchte Rücklage 6 ist grds. steuerlich „behaftet“ und wird
im Fall der Ausschüttung besteuert. Es wird jedoch auch die Möglichkeit geboten, diese Aufwer-
tungsrücklage gegen eine weitere Ersatzsteuer von 10 % sofort „freizukaufen“. Auch die Zahlung
dieser Ersatzsteuer ist in drei Jahresraten vorzunehmen. Wird die Aufwertungsrücklage mit der Er-
satzsteuer „freigekauft“, ist der steuerliche Vorteil definitiv. Die Option für den „Freikauf“ ist in der
Steuererklärung auszuüben.

5. Beispiele

Beispiel 1 Aufwertung ohne Freikauf der Aufwertungsrücklage:
Aufwertung = 1 Mio. €
Ersatzsteuer 3 % = 30.000 €
Zahlung in drei Raten
Aufwertungsrücklage = 970.000 € steuerlich behaftet
Steuerersparnis durch Abschreibung = 279.000 € (27,9 % von 1 Mio. €)
vorläufiger Steuervorteil 249.000 € (24,9 % von 1 Mio. €)

6 Die Aufwertungsrücklage beträgt 97 % des Aufwertungsbetrags. 3 % des Aufwertungsbetrags wird als Steuerschuld ausgewiesen.
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Beispiel 2 Aufwertung mit Freikauf der Aufwertungsrücklage:
Aufwertung = 1 Mio. €
Ersatzsteuer 3 % = 30.000 €
Zahlung in drei Raten
Aufwertungsrücklage = 970.000 € steuerlich behaftet
Freikauf der Aufwertungsrücklage mit 10 % = 97.000 €
Steuerersparnis durch Abschreibung = 279.000 €
Nettosteuervorteil = 152.000 € (15,2 % von 1 Mio. €)

Durch die steuerlich relevante Abschreibung des aufgewerteten Betrags kann eine Steuerer-
sparnis von 27,9 % realisiert werden, während die Ersatzsteuer nur 3 % beträgt. Die Differenz
beträgt daher 24,9 %. Würde dagegen auch die Aufwertungsrücklage mit der Ersatzsteuer von
10 % von der steuerlichen Behaftung befreit, würde der Steuervorteil zwar nur noch 15,2 %
betragen, jedoch wäre dieser dann definitiv.

IV. Angleichung des niedrigeren steuerlichen Wertes an den
höheren handelsrechtlichen Bilanzwert
Sofern in Bezug auf Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens und Beteiligungen an verbundenen
Unternehmen, die im Finanzanlagevermögen ausgewiesen sind, zum 31.12.2020 und bereits am
Ende des davor liegenden Geschäftsjahres ein Unterschied zwischen dem handelsrechtlichen Wert
und dem steuerlichen Wert besteht, kann der niedrigere steuerliche Wert gegen Bezahlung einer
Ersatzsteuer von 3 % an den höheren zivilrechtlichen Bilanzwert angeglichen werden. In der Regel
ergeben sich solche Unterschiedsbeträge im Zuge von steuerlich neutralen Umstrukturierungs-
maßnahmen wie Fusionen, Betriebseinbringungen oder Spaltungen. Dies ist z. B. der Fall bei der
Fusion einer 100 %igen Tochtergesellschaft, wenn der Kaufpreis höher ist als das Eigenkapital der
Tochtergesellschaft und im Rahmen der Fusion der Differenzbetrag bei der Kaufpreisallokation
dem Goodwill zugeordnet wird. Da die Fusion steuerlich neutral ist, beträgt der steuerliche Wert
des Goodwill Null, weshalb eine Abweichung zwischen dem steuerlichen und dem handelsrechtli-
chen Wert besteht.

Wie bei der Aufwertung kann, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind, steuerliches Abschrei-
bungspotenzial günstig erworben werden. Dies gilt nicht nur für Sachanlagen, sondern auch für
den Goodwill, für Markenzeichen und für andere immaterielle Werte, 7 die im Zuge einer der ge-
nannten Umstrukturierungsmaßnahmen ausgewiesen worden sind und steuerlich nicht aner-
kannt wurden. Da auch im Fall der „steuerlichen Angleichung“ eine steuerlich behaftete Rücklage
ausgewiesen werden muss, kann diese Möglichkeit nur von Unternehmen genutzt werden, die
freie Rücklagen haben oder Gesellschaftskapital, das steuerlich nicht behaftet ist. Sofern nicht
freie Rücklagen gebunden werden können, kann das Gesellschaftskapital steuerlich „behaftet“
werden.

7 Ermöglicht durch Art. 1 Abs. 83 des Gesetzes Nr. 178 v. 30.12.2020.
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Fazit
Mit einer Ersatzsteuer von 3 % kann ein Abschreibungspotenzial, das zu einer Steuerersparnis
von 27,9 % führt, geschaffen werden. Unternehmen können dadurch einen „Cashflow“ in Hö-
he der Steuereinsparung von 24,9 % generieren, sofern das erforderliche Gewinnpotenzial vor-
handen ist. Der Steuervorteil bleibt solange erhalten, bis die Aufwertungsrücklage ausge-
schüttet wird. Durch die Aufdeckung der stillen Reserven kann Eigenkapital geschaffen wer-
den, das vor allem in Krisenzeiten zur Deckung von Verlusten herangezogen werden kann. So-
fern an eine Ausschüttung der Aufwertungsrücklage gedacht ist, kann die steuerliche Behaf-
tung durch Zahlung einer Ersatzsteuer von 10 % der Rücklage aufgelöst werden. Der verblei-
bende Steuervorteil von 15,2 % wird dadurch definitiv. Das Aufwertungsgesetz bietet also eine
einmalige Chance, bedeutende Steuerersparnisse zu erzielen.

AUTOR

Dr. Robert Frei,
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, ist Partner der Kanzlei Mayr Fort Frei in Mailand. Seine Tätigkeits-
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